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Lieferkettengesetz Teil 3

Empfindliche Strafen  
bei Nichteinhaltung
Ein Überblick über die Sanktionen bei Verstößen gegen die Pflichten  
der EU Lieferkettenrichtlinie

Zuständigkeit der Behörden und 
Kontrolle

Die Durchsetzung der Richtlinie ob-
liegt den nationalen Behörden in den 
EU-Mitgliedsstaaten, die Unternehmen 
zur Kooperation zu verpflichten und 
deren Einhaltung zu überwachen. Auf-
sichtsbehörden haben das Recht, Unter-
suchungen durchzuführen, Unterneh-
men zur Verantwortung zu ziehen und 
bei Verstößen Sanktionen zu verhängen. 
Eine EU-weite koordinierende Stelle soll 
die Zusammenarbeit zwischen den Auf-
sichtsbehörden der Mitgliedsstaaten för-
dern, um eine einheitliche Durchsetzung 
sicherzustellen.

Zwangsgelder und Haftung
Eine zentrale Säule der Durchset-

zung der Richtlinie ist die Verpflichtung 
der EU-Mitgliedsstaaten, ihre nationalen 
Aufsichtsbehörden zur Verhängung von 
Sanktionen zu ermächtigen. Die EU-Mit-
gliedsstaaten haben hierbei grundsätz-
lich einen Spielraum, welche Sanktionen 
von ihren Aufsichtsbehörden verhängt 
werden können. Allerdings müssen die-
se »abschreckend, verhältnismäßig und 
wirksam« sein. In jedem Fall müssen die 
nationalen Aufsichtsbehörden Zwangs-
gelder verhängen können, deren Höchst-
maß sich mindestens auf fünf Prozent des 
weltweiten Nettoumsatzes des Unterneh-
mens belaufen muss. Die Entscheidung 
über Art und Höhe der Sanktionen hängt 
unter anderem von der Dauer und Schwe-

re des Verstoßes sowie vom Engagement 
des Unternehmens zur Beseitigung der 
Verstöße ab. Konkret bedeutet dies, dass 
erhebliche Verstöße, wie etwa die bewuss-
te Duldung schwerwiegender Menschen-
rechtsverletzungen, besonders hohe Buß-
gelder zur Folge haben können. 

Neben diesen (Verwaltungs-)Strafen 
sieht die Richtlinie auch eine verschul-
densabhängige zivilrechtliche Haftung 
vor, wenn Unternehmen ihren Sorgfalts-
pflichten nicht (ausreichend) nachkom-
men. Unternehmen sollen nach Maßgabe 
des nationalen Rechts für die vollständige 
Entschädigung von Schäden, die bei na-
türlichen oder juristischen Personen ent-
stehen, haften. Keine Haftung besteht je-
doch für Schäden, die ausschließlich von 
den Geschäftspartnern verursacht wur-
den.

Weitere Sanktionen und »Blame 
and Shame«-Ansatz

Neben Zwangsgeldern und zivil-
rechtlicher Haftung sieht die Richtlinie 
bei Verstößen gegen die Sorgfaltspflich-
ten weitere Maßnahmen vor. So verfü-
gen die nationalen Aufsichtsbehörden 
über die Befugnis, Anordnungen zu tref-
fen und Abhilfemaßnahmen zu ergrei-
fen. Zudem sind Beschlüsse der natio-
nalen Aufsichtsbehörden über die Ver-
hängung von Sanktionen aufgrund von 
Verstößen gegen die Lieferketten-RL für 
fünf Jahre öffentlich zugänglich (»blame 
and shame«). Dies kann zu einem zusätz-

lichen (Image-)Schaden führen und das 
Vertrauen von Kunden und Investoren 
schwächen.

Darüber hinaus sieht die Richtlinie 
vor, dass die EU-Mitgliedsstaaten sicher-
stellen, dass die Einhaltung der nationalen 
Vorschriften zur Umsetzung dieser Richt-
linie für öffentliche Auftraggeber als Teil 
der Vergabekriterien berücksichtigt wer-
den. Öffentliche Auftraggeber können da-
her Bewerber bzw. Bieter von der Teilnah-
me an einem Vergabeverfahren ausschlie-
ßen, wenn diese gegen geltende umwelt-, 
sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflich-
tungen verstoßen haben.

Fazit
Das EU-Lieferkettengesetz stellt eine 

bedeutende Maßnahme zum Schutz von 
Menschenrechten und Umweltstandards 
dar. Unternehmen sollen zur Verantwor-
tung gezogen werden, ihre globalen Lie-
ferketten auf Verstöße zu überprüfen und 
Abhilfe zu schaffen. Der EU-Gesetzgeber 
setzt dabei – wie auch in anderen Berei-
chen – vor allem auf eine »Selbstregulie-
rung« der Unternehmen mit umfassen-
den Erhebungs-, Bewertungs- und Do-
kumentationspflichten, deren Verletzung 
drakonische Strafen, zivilrechtliche Haf-
tung und Ausschlüsse von öffentlichen 
Aufträgen nach sich ziehen kann. Gera-
de hohe Verwaltungsstrafen sind vor dem 
Hintergrund der Haftungsbestimmung 
des § 5 VStG nach österreichischem Recht 
durchaus kritisch zu sehen.� n
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Behörden
® Nationale Behörden mit umfassenden Befugnissen, Unternehmen zu überwachen und Sanktionen zu 
verhängen

® Zentrale Koordinierungsstelle auf EU-Ebene soll die einheitliche Anwendung der Richtlinie sicherstellen

Zwangsgelder und  
Haftung

® Mitgliedsstaaten müssen Sanktionen festlegen, die abschreckend, verhältnismäßig und wirksam sind, 
einschließlich Zwangsgelder bis zu 5 % des globalen Nettoumsatzes.

® Verschuldensabhängige Haftung für Schäden nach allgemeinem Zivilrecht

Weitere Maßnahmen

® Anordnungsbefugnis der nationalen Behörden

® Öffentliche Bekanntmachung von Verstößen (»blame and shame«) 

® Ausschluss von öffentlichen Vergaben bei Verstößen
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Zuständigkeiten und Strafausmaß


